
 

Satzung  
 
Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. – 
Das Netzwerk von Ehrenamtlichen (CKD e.V.) 
 
 
Die Satzung wurde am 12. November 2006 durch den Vertretertag der Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. 
beschlossen, am 25. Oktober 2007 durch die Deutsche Bischofskonferenz genehmigt und am 24. Januar 2008 
in das Vereinsregister beim Amtsgericht Freiburg i. Br. eingetragen. 
 
 
Präambel 
Die Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. (CKD e.V.) sind ein Verband freiwillig und ehrenamtlich sozial-
caritativ tätiger Frauen und Männer in Gemeinden und Einrichtungen, die sich zu Caritas-Konferenzen, Elisa-
beth-Konferenzen, sozialen Initiativen und Gruppen zusammenschließen. Er bildet als Bundesverband das 
Netzwerk von Ehrenamtlichen und setzt sich für Menschen in Not und für die Interessen der ehrenamtlich Täti-
gen ein. Damit trägt er dazu bei, im Geiste des Evangeliums den Auftrag der katholischen Kirche zur solidari-
schen Hilfe zu verwirklichen. 
Er wird in der Satzung des Vereins künftig Verband genannt. 
 
Die Heiligen Elisabeth von Thüringen, Vinzenz von Paul und Louise von Marillac haben zu ihrer Zeit Formen 
und Wege der Hilfe gefunden, die richtungweisend waren. Ihrem Beispiel folgend wurde 1840 die erste Elisa-
beth-Konferenz Deutschlands in Trier gegründet. 1931 wurde die „Reichsgemeinschaft der Elisabeth- und 
Frauenvinzenzvereine Deutschlands“ in Würzburg als nationaler Zusammenschluss gegründet. 1971 erfolgte 
die Umbenennung in „Caritas-Konferenzen Deutschlands“. 
 
 
§ 1 Name, Rechtsform, Sitz und Geschäftsjahr 
Der Verband trägt den Namen „Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. – Das Netzwerk von Ehrenamtlichen“ 
(CKD e.V.). 
 
(1) Der Sitz des Verbandes ist Freiburg im Breisgau. 

(2) Der Verband ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Freiburg i. Br. eingetragen (VR 3274). 
 
Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 Kirchenrechtliche Stellung 
(1) Der Verband ist anerkannter zentraler katholischer karitativer Fachverband gemäß § 7 (2) Ziffer 2 der Sat-

zung des Deutschen Caritasverbandes. Die persönlichen Mitglieder der korporativen Mitglieder sind 
zugleich Mitglieder des Deutschen Caritasverbandes e.V. 

(2) Er ist ein privater Verein von Gläubigen im Sinne der Canones 299, 321 – 326 des Codex Iuris Canonici 
(Codex des kanonischen Rechts). 

(3) Der Verband steht unter der nach Codex Iuris Canonici sich bestimmenden Aufsicht der Deutschen Bi-
schofskonferenz. 

(4) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes sowie die Kirchliche Datenschutzordnung (KDO) finden in ih-
rer jeweiligen, im Amtsblatt der Erzdiözese Freiburg veröffentlichten Fassung Anwendung. 
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§ 3 Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verband verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Verband ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Ver-
bandes dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

(3) Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen 
Zuwendungen aus Mitteln des Verbandes. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des 
Verbandes für ihre Mitgliedschaft keinerlei Entschädigung. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Verbandes fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 
§ 4 Organisation 
(1) Der Verband ist der Zusammenschluss der CKD-Diözesanverbände und der Diözesanarbeitsgemein-

schaften der Ehrenamtlichen sowie der anerkannten Bundesarbeitsgemeinschaften, jeweils einschließlich 
ihrer Gliederungen und Mitglieder.  

(2) Der Verband setzt sich aus korporativen und persönlichen Mitgliedern zusammen. 

(3) Der Verband unterhält eine Bundesgeschäftsstelle für die laufende Geschäftsführung des Verbandes. 

(4) Der Verband ist Mitglied des 1971 gegründeten internationalen Verbandes „Association Internationale des 
Charités“ (AIC) mit Sitz in Louvain-La-Neuve, Belgien. 

 
 
§ 5 Zweck und Aufgabe 
(1) Der Verband sieht seine Aufgaben darin, zusammen mit seinen Mitgliedern Not zu entdecken, Menschen 

in Not zu helfen, andere zum Helfen anzuregen, zum Helfen zu qualifizieren und geeignete Hilfen zu ent-
wickeln. 

(2) Die Mitglieder des Verbandes handeln in Solidarität mit den und für die Betroffenen. Sie fördern deren 
Selbsthilfekräfte, wahren deren religiöse und kulturelle Identität und Würde und treten für deren Rechte 
ein. 

(3) Der Verband hat den Zweck, seine Mitglieder bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, deren 
Gemeinschaftsbewusstsein zu fördern und für deren Interessen einzutreten. 

(4) Daraus ergeben sich vor allem folgende Aufgaben: 
1. Pflege und Förderung des CKD-Netzwerkes,  
2. Koordinierung und Förderung der Qualitätsentwicklung, 
3. Beratung und Koordinierung gemeinsamer Anliegen der Mitglieder, 
4. Pflege und Förderung der Zusammenarbeit der Mitglieder, 
5. Geistliche Begleitung, 
6. Wahrnehmung der Interessen von Ehrenamtlichen, 
7. Einsatz für Menschen in Not, 
8. Durchführung von Projekten zur Entwicklung und Erprobung neuer Konzepte in Zusammenarbeit mit 

den Mitgliedern, 
9. Anregung zur Gründung von Diözesanverbänden der CKD und wo keine diözesane Gliederung exis-

tiert, zur Gründung und Förderung von Konferenzen, sozialen Initiativen und Gruppen,  
10. Bildungsarbeit, 
11. Öffentlichkeitsarbeit und Herausgabe von Publikationen und Arbeitshilfen, 
12. Vertretung der CKD e.V. und ihrer Anliegen in Gremien des Deutschen Caritasverbandes (DCV) so-

wie bei entsprechenden Organisationen im kirchlichen und öffentlichen Raum, 
13. Zusammenarbeit mit der Association Internationale des Charités (AIC) und ihren Gliederungen, 
14. Zusammenarbeit mit dem DCV sowie mit Gruppen und Organisationen sozialer Zielsetzung. 
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§ 6 Mitgliedschaft 
(1) Der Verband hat gemäß § 6 Absatz 2 korporative und persönliche Mitglieder. 

(2) Mitglieder des Verbandes sind: 
1. Diözesanverbände der Caritas-Konferenzen, 
2. St. Elisabethen-Verein München, 
3. Diözesanarbeitsgemeinschaften der Ehrenamtlichen, 
4. Arbeitsgemeinschaft Katholische Krankenhaus-Hilfe, 
5. Sonstige Arbeitsgemeinschaften und Gruppen, deren Ziele denen der Caritas-Konferenzen Deutsch-

lands e.V. entsprechen und die auf Antrag von den Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. als Mit-
glied aufgenommen werden, 

6. persönliche Mitglieder der unter Ziffer 1 bis 5 genannten Mitglieder. 

(3) Status der Mitglieder, Anerkennung, Aufnahme, Ende der Mitgliedschaft regeln sich wie folgt: 
1. Die Mitgliedschaft der Diözesanverbände der Caritas-Konferenzen wird mit deren Konstituierung und 

deren Anerkennung als Fachverband auf Diözesanebene begründet.  
2. Der St. Elisabethen-Verein München wird mit dem Status eines Diözesanverbandes geführt. 
3. Arbeitsgemeinschaften gemäß Absatz 2, Ziffer 3 und 5 sind keine anerkannten CKD-Fachverbände. 

Sie werden entsprechend der Aufnahmekriterien als Mitglieder aufgenommen. Über ihre Aufnahme 
entscheidet die Mitgliederversammlung. Die Aufnahmekriterien werden gesondert durch die Mitglie-
derversammlung geregelt.  

4. Die persönlichen Mitglieder der korporativen Mitglieder gemäß Absatz 2 Ziffer 1 bis 5 sind persönli-
che Mitglieder des Verbandes. Sie nehmen ihre Rechte als Mitglied auf der Ebene wahr, auf der sie 
die Mitgliedschaft erworben haben. 

5. Die Mitgliedschaft der Mitglieder gemäß Absatz 2 Ziffer 1 – 5 endet mit schriftlicher Austrittserklärung 
zum Jahresende, durch Ausschluss oder Auflösung des korporativen Mitglieds. 

(4) Korporative Mitglieder sind verpflichtet, einen jährlichen Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Über die Höhe und 
Fälligkeit beschließt die Mitgliederversammlung. 

 
 
§ 7 Organe 
Organe der Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. sind: 

• der Bundesvorstand, 
• der Erweiterte Bundesvorstand, 
• die CKD-Mitgliederversammlung. 

 
 
§ 8 Bundesvorstand 
(1) Der Bundesvorstand besteht aus 

1. der/dem ehrenamtlichen Bundesvorsitzenden, 
2. drei ehrenamtlichen Stellvertretenden Bundesvorsitzenden, 
3. der/dem hauptamtliche(n) Bundesgeschäftsführer(in). 

(2) Der Bundesvorstand gemäß Absatz 1 Ziffer 1 und 2 wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer 
von vier Jahren gewählt. Zweimalige Wiederwahl ist möglich. Der Vorstand bleibt bis zur Neukonstituie-
rung eines neuen Vorstandes im Amt. 

(3) Die/der Bundesgeschäftsführer(in) wird durch den Bundesvorstand mit Zustimmung des Erweiterten Bun-
desvorstandes bestellt. Die Bundesgeschäftsführerin / der Bundesgeschäftsführer leitet die Bundesge-
schäftsstelle.  

(4) Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist der Bundesvorstand. Der Verband wird rechtswirksam vertreten 
durch zwei Bundesvorstandsmitglieder gemeinsam, wovon eines die/der Bundesvorsitzende oder eine/r 
der Stellvertreter(innen) sein muss. 
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(5) Bei vorzeitigem Ausscheiden eines gewählten Mitglieds des Bundesvorstandes soll in der darauf folgen-
den Mitgliederversammlung eine Nachwahl durchgeführt werden. 

(6) Der Bundesvorstand tritt wenigstens einmal im Jahr auf Einladung der/des Vorsitzenden, bei deren Ver-
hinderung durch deren/dessen Stellvertretung zusammen. Er ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Vorstandsmitglieder. Stimmenthaltungen werden nicht gewertet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. 

(7) Über die Sitzungen des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, die von der/dem Vorsitzenden oder 
deren/dessen Stellvertretung und der/dem Protokollführer(in) zu unterzeichnen ist. 

(8) Der Bundesvorstand bedient sich zur Erledigung seiner Aufgaben der Bundesgeschäftsstelle. 

(9) Der Bundesvorstand gibt sich und der Leitung der Bundesgeschäftsstelle eine Geschäftsordnung. Sie be-
darf der Zustimmung des Erweiterten Bundesvorstandes. 

 
 
§ 9 Aufgaben des Bundesvorstandes 
(1) Der Bundesvorstand führt die Geschäfte des Verbandes im Rahmen der Gesetze, der Satzung sowie der 

Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

(2) Dazu gehören insbesondere: 
1. Beratung und Entscheidung über Aufgaben und Arbeitsweise des Verbandes entsprechend der unter 

Verbandszweck genannten Aufgaben, 
2. Verantwortung für die Aufstellung des Wirtschafts- und Stellenplanes und der Jahresrechnung, 
3. Verwaltung des Verbandsvermögens, 
4. Bestellung der Geschäftsführerin/des Geschäftsführers, 
5. Vorbereitung, Einberufung und Durchführung der Mitgliederversammlung, 
6. Berichterstattung und Informationen an die Mitgliederversammlung, 
7. Verantwortung für die Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
8. Vorbereitung, Einberufung und Durchführung der Bundesfachtagung, 
9. Vertretung des Verbandes in Kirche, Staat und Gesellschaft. 

 
 
§ 10 Erweiterter Bundesvorstand 
(1) Der Erweiterte Bundesvorstand besteht aus 

1. dem Bundesvorstand, 
2. der/dem Geistlichen Begleiter(in), 
3. einer/einem Vertreter(in) des Deutschen Caritasverbandes e.V. (DCV), 
4. der/dem Bundesvorsitzenden der AG Katholische Krankenhaus-Hilfe. 

(2) Bei der Ernennung der/des Geistlichen Begleiterin/Begleiters hat der Vorstand das Vorschlagsrecht. Die 
Ernennung erfolgt durch die Deutsche Bischofskonferenz. 

(3) Der Deutsche Caritasverband wird durch das für Fachverbände zuständige Mitglied des Vorstandes des 
DCV vertreten. Diese Aufgabe kann durch den Vorstand des DCV im Einvernehmen mit dem Vorstand der 
CKD delegiert werden. 

(4) Der Erweiterte Bundesvorstand tritt wenigstens einmal im Jahr auf Einladung der Vorsitzenden, bei deren 
Verhinderung durch deren Stellvertretung zusammen. 

(5) Er ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse 
mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder. Stimmenthaltungen werden nicht ge-
wertet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(6) Für die Beschlüsse zu den Aufgaben des Erweiterten Bundesvorstandes gemäß § 11 Ziffern 1, 10, 12 und 
13 ist eine dreiviertel Mehrheit der Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder erforderlich. 
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(7) Über die Sitzungen des Erweiterten Bundesvorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 
der/dem Vorsitzenden oder deren/dessen Stellvertretung und der/dem Protokollführer(in) zu unterzeichnen 
ist. 

(8) Der Erweiterte Bundesvorstand bedient sich zur Erledigung seiner Aufgaben der Bundesgeschäftsstelle. 
 
 
§ 11 Aufgaben des Erweiterten Bundesvorstandes  
sind insbesondere 

1. Festlegung der längerfristigen inhaltlichen Aufgabenschwerpunkte, 
2. Pflege und Förderung des CKD-Netzwerkes,  
3. Beratung und Koordinierung gemeinsamer Anliegen der Mitglieder, 
4. Pflege und Förderung der Zusammenarbeit der Mitglieder, 
5. Durchführung von Projekten zur Entwicklung und Erprobung neuer Konzepte in Zusammenarbeit mit 

den Mitgliedern, 
6. Festlegung der Themen für Publikationen und Arbeitshilfen, 
7. Vertretung der CKD und ihrer Anliegen in Gremien des DCV, sowie bei entsprechenden Organisatio-

nen im kirchlichen und öffentlichen Raum, 
8. Zusammenarbeit mit der AIC und ihren Gliederungen, 
9. Öffentlichkeitsarbeit, 
10. Zustimmung zur Bestellung der Bundesgeschäftsführerin/des Bundesgeschäftsführers durch den 

Bundesvorstand, 
11. Koordinierung und Förderung der Qualitätsentwicklung, 
12. Genehmigung des Wirtschafts- und Stellenplan, 
13. Beauftragung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Festlegung des Prüfungsumfangs. 

 
 
§ 12 Beratende Mitglieder 
Der Bundesvorstand kann zu bestimmten Fragestellungen beratende Mitglieder in den Erweiterten Vorstand be-
rufen. 
 
 
§ 13 Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung setzt sich zusammen aus: 

1. dem Erweiterten Bundesvorstand gemäß § 10 Absatz 1, 
2. den Vorsitzenden der Mitglieder gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 1 - 4, 
3. einer/einem weiteren ehrenamtlichen Delegierten der Mitglieder gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 1 - 3, 
4. den Geistlichen Begleiter(inne)n der Mitglieder gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 1 - 3, 
5. den Diözesangeschäftsführer(inne)n der Mitglieder gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 1 - 3, 
6. zwei weiteren ehrenamtlichen Vertreter(inne)n der AG Katholische Krankenhaus-Hilfe. 
7. Sonstige Arbeitsgemeinschaften und Gruppen gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 5 entsenden je Diözese ei-

ne(n) ehrenamtliche(n) Sprecher(in) und eine(n) Geistliche(n) Begleiter(in).  

(2) Bei Verhinderung 
1. der/des Vorsitzenden der Mitglieder gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 1 - 4 kann sie/er durch ein weiteres 

ehrenamtliches Vorstandsmitglied vertreten werden, 
2. der Diözesansprecherin/des Diözesansprechers der Mitglieder gemäß § 6 Absatz 2, Ziffer 5 kann 

ein(e) andere(r) ehrenamtliche(r) Vertreter(in) aus dem Leitungsteam teilnehmen, 
3. der Geistlichen Begleiterin/des Geistlichen Begleiters kann eine andere ehrenamtliche Person aus 

dem Diözesanvorstand/Diözesan-Leitungsteam teilnehmen, 
4. von Vertreter(inne)n der sonstigen Arbeitsgemeinschaften und Gruppen gemäß § 6 Absatz 2 Ziffer 5 

finden analog die vorstehenden Vertretungsregelungen Anwendung.  
Ausnahmeregelungen entscheidet der Bundesvorstand. 
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(3) Die ordentliche Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal jährlich zusammen. 

(4) Sie wird durch die/den Vorsitzende(n) oder eine(r) ihrer/seiner Stellvertreter(innen) unter Mitteilung der 
Tagesordnung mit einer Frist von vier Wochen (Poststempel) schriftlich einberufen. 

(5) Anträge an die Tagesordnung können bis 14 Tage vor Sitzungsbeginn schriftlich an die/den Vorsitzen-
de(n) gerichtet werden. Die/der Vorsitzende legt dann die endgültige Tagesordnung fest. Diese braucht 
nicht nochmals mitgeteilt zu werden. Wird ein Antrag nicht in der endgültigen Tagesordnung berücksich-
tigt, kann die/der Antragsteller(in) durch einen Geschäftsordnungsantrag eine Entscheidung der Mitglie-
derversammlung herbeiführen. Geschäftsordnungsanträge zur Tagesordnung müssen schriftlich bei 
der/dem Vorsitzenden gestellt werden. 

(6) Die/der Vorsitzende oder eine(r) ihrer/seiner Stellvertreter(innen) kann eine außerordentliche Mitglieder-
versammlung einberufen; sie/er muss sie einberufen, wenn mindestens einviertel aller stimmberechtigten 
Mitglieder die Einberufung schriftlich beantragt. Die Einladungsfrist für eine außerordentliche Mitglieder-
versammlung kann auf drei Wochen verkürzt werden. 

(7) Den Vorsitz der Mitgliederversammlung führt die/der Vorsitzende, im Falle ihrer/seiner Abwesenheit eine/r 
ihrer/seiner Stellvertreter(innen) in der Reihenfolge des Alters. 

(8) Die Diözesangeschäftsführer(innen) gemäß § 13 Absatz 1 Ziffer 5 haben beratende Stimme. Alle anderen 
Mitglieder der Mitgliederversammlung gemäß § 13 Absatz 1 haben jeweils eine Stimme. Das Stimmrecht 
ist übertragbar durch Vollmacht, wenn kein(e) Vertreter(in) entsandt werden kann. Die Stimmübertragung 
erfolgt durch schriftliche Übertragung auf ein anderes stimmberechtigtes Mitglied mit ehrenamtlicher Funk-
tion im Verband. Ein stimmberechtigtes Mitglied kann eine(n) Vollmachtgebende(n) vertreten. Ein stimm-
berechtigtes Mitglied kann nicht mehr als zwei Stimmen auf sich vereinigen. 

(9) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglie-
der persönlich anwesend ist. 

(10) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse - vorbehaltlich Absatz 11 und 12 - mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden und vertretenen stimmberechtigten Mitglieder. Stimmenthaltungen werden 
nicht gewertet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Eine geheime Abstimmung oder Wahl 
ist durchzuführen, wenn dies von mindestens einem stimmberechtigten Mitglied beantragt wird.  

(11) Die Beschlussfassung über die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge erfolgt mit je einer Stimme der 
korporativen Mitglieder und drei Stimmen des Bundesvorstandes. Dafür ist eine Mehrheit von dreiviertel 
der Stimmen erforderlich. 

(12) Beschlüsse, die die Anerkennung als Fachverband und die kirchliche Anerkennung berühren, können ge-
gen die Mehrheit der Stimmen des Erweiterten Bundesvorstandes und der Vertreter(innen) der CKD-
Diözesanverbände nicht gefasst werden. Ob eine solche Frage vorliegt, entscheidet eine „Kommission für 
Grundsatzfragen der Mitgliederversammlung“, die nur zu diesem Zweck zusammentritt. 

(13) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der/ dem Sit-
zungsleiter(in) und der Protokollantin/dem Protokollanten zu unterzeichnen ist. 

 
 
§ 14 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung soll die Erfahrungen der Mitglieder für den gesamten Verband nutzbar ma-

chen. Ihr obliegen insbesondere 
1. Wahl der/des Vorsitzenden,  
2. Wahl der drei Stellvertreter(innen), 
3. Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes, 
4. Entgegennahme des Geschäfts- und des Finanzberichtes, 
5. Entlastung des Vorstandes, 
6. Beschlussfassung über die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge, 
7. die Beratung und Entscheidung über Entwicklungslinien und Schwerpunkte der Arbeit, 
8. die Beratung und Entscheidung bei Fragen von für den Verband grundsätzlicher und allgemeiner Be-

deutung, 
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9. die Nachwahl von Vorstandsmitgliedern, 
10. Aufnahme und Ausschluss von korporativen Mitgliedern, 
11. Entscheidung über die Kriterien für die Aufnahme von neuen korporativen Mitgliedern, 
12. Änderungen der Satzung, 
13. die Beschlussfassung über die Auflösung des Verbandes. 

(2) Kandidat(inn)en für die Wahl der/des Vorsitzenden und ihrer/seiner Stellvertreter(innen) können vom Er-
weiterten Bundesvorstand und von den Vertreter(inne)n der Mitglieder gemäß. § 6 Absatz 2 vorgeschla-
gen werden. 

 
 
§ 15 Kommission für Grundsatzfragen der Mitgliederversammlung gemäß § 13 Absatz 12 
(1) Die Kommission für Grundsatzfragen der Mitgliederversammlung setzt sich zusammen aus 

1. der/dem Geistlichen Begleiter(in), 
2. der/dem Bundesvorsitzenden, 
3. einer/einem Stellvertretenden Bundesvorsitzenden, 
4. einer/einem Diözesanvorsitzenden aus den Reihen der Diözesanverbände, 
5. einer/einem Diözesanvorsitzenden oder -sprecher(in) aus den Reihen der Diözesanarbeitsgemein-

schaften, 
6. der/dem Bundesgeschäftsführer(in). 

(2) Die Kommission für Grundsatzfragen der Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit zweidrittel der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder.  

(3) Die Kommission für Grundsatzfragen der Mitgliederversammlung bildet sich bei Bedarf.  

(4) Die/der Stellvertretende Bundesvorsitzende gemäß Absatz 1 Ziffer 3 wird vom Bundesvorstand bestimmt. 

(5) Die Diözesanvorsitzenden/Diözesansprecher(innen) gemäß Absatz 1 Ziffer 4 und 5 werden durch die je-
weiligen Mitglieder entsandt. 

(6) Die Einberufung und Leitung der Sitzung obliegt der/dem Geistlichen Begleiter(in).  
 
 
§ 16 Bundesfachtagung 
(1) Bundesfachtagungen befassen sich mit ehrenamtsrelevanten Fragestellungen und dienen der Einbindung 

des breiten Erfahrungswissens aller Ebenen des Verbandes, sowie der Vernetzung Ehrenamtlicher. 

(2) Sie schaffen eine Plattform für Qualifizierung, Austausch und Identifikation mit dem Gesamtverband. 

(3) Der Bundesvorstand führt in der Regel einmal je Amtsperiode eine Bundesfachtagung durch, die für Mit-
glieder und Ehrenamtliche der Mitgliedsorganisationen unabhängig von ihrer Funktion zugänglich sein 
soll. 

 
 
§ 17 Satzungsänderung und Auflösung des Verbandes 
(1) Änderungen der Satzung und des Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins können nur von einer zu 

diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von dreiviertel der anwesenden 
und vertretenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 

(2) Beschlüsse gemäß Absatz 1 bedürfen der Zustimmung der Deutschen Bischofskonferenz. 

(3) Bei Erlöschen oder Auflösung der Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. oder bei Wegfall der steuerbe-
günstigten Zwecke fällt das Verbandsvermögen der Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. dem Deut-
schen Caritasverband in Freiburg i. Br. zu. Dieser hat es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige 
und mildtätige Zwecke zu verwenden. 
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